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VERORDNUNG

Beschluss

GZ.: A 14-081191/2019/0020

06.28.0 Bebauungsplan

»Klosterwiesgasse — Grazbachgasse — JakoministraBe”
IV. Bez., KG Jakomini

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 21. Marz 2024, mit der in
Vollziehung der Aufgaben der ortlichen Raumordnung der 06.28.0 Bebauungsplan
»Klosterwiesgasse — Grazbachgasse — JakoministraRe” beschlossen wird.

Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermarkischen Raumordnungsgesetzes 2010 StROG idF. LGBI. Nr.
73/2023 in Verbindung mit den §§ 8 (Freiflachen und Bepflanzung), 11 (Einfriedungen und lebende
Zaune) und 89 Abs. 4 (Abstellflaichen und Garagen) des Steiermarkischen Baugesetzes 1995 idF.
LGBI. Nr. 73/2023 und § 3 Abs. 1 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF. LGBI. Nr. 51/2023 wird
verordnet:

§1 ALLGEMEINES

Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklarung.

§2 BEBAUUNGSWEISEN, NUTZUNGEN

(1) Geschlossene Bebauung
Gekuppelte Bebauung

(2) Indenim Plan eingetragenen Flachen im Erdgeschoss (gelb schraffiert) ist keine
Wohnnutzung zuldssig. Auf diesen Flachen sind Fahrradabstellrdume,
Fahrradabstellbereiche, Millraume und Technikrdume in einem AusmaR von max. 20%
zulassig.

§3 BEBAUUNGSGRAD, BEBAUUNGSDICHTE, BODENVERSIEGELUNG, ABSTANDE

(1) Das maximale AusmaB des Bebauungsgrades wird durch die Baugrenz- und Baufluchtlinien,
sowie durch Balkone und Vordacher gemaR § 4 (3) und Flugddchern und Nebengebaude
gemal § 4 (3) Tiefgaragenrampen, Liftzubauten und Kellerabgange gemaR § 4 (2) festgelegt.

(2)  Eine Uberschreitung des im 4.0 Flichenwidmungsplan und im § 2 der
Bebauungsdichteverordnung 1993 festgesetzten Hochstwertes der Bebauungsdichte ist im
Rahmen der Festlegungen dieses Bebauungsplanes (Baufluchtlinien, Baugrenzlinien,
Gebdudehohe, Gesamthdhe etc.) entsprechend den stadtebaulichen Zielsetzungen (Ordnung
des Hofbereiches) und fir Dachraumausbauten zulassig.

(3) Der Grad der Bodenversiegelung aullerhalb der durch Baugrenz- und Baufluchtlinien zur
Bebauung bestimmten Flachen wird mit maximal 0,20 festgelegt.
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(4)
(5)
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(7)

(8)

(9)
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Unter Einhaltung der Bauflucht- und Baugrenzlinien sind Unterschreitungen der
baugesetzlichen Grenz- und Gebaudeabstande zulassig.

Fir das Gst.Nr. 240/1 gilt: Die Umspannstelle kann von der Berechnung des
Versiegelungsgrades und der Bebauungsgrades ausgenommen werden.

BAUFLUCHTLINIEN, BAUGRENZLINIEN, HOHENZONIERUNGSLINIEN

Im Plan sind die Bauflucht-, Baugrenzlinien und H6henzonierungslinien flir Hauptgebaude
festgelegt.

Die Baugrenzlinien gelten nicht fur Tiefgaragenrampen, Liftzubauten, Kellerabgange und
deren Einhausungen und dergleichen.

Pro Bauplatz ist maximal ein 1 Flugdach und 1 Nebengebdude im maximalen GesamtausmaR
von 40 m? zulassig.

Balkone und Vordéacher diirfen maximal 2,00 m Gber die Baugrenzlinie vortreten.

GEBAUDEHOHEN, GESAMTHOHEN, DACHER

Im Plan sind die jeweils maximal zuldssigen Gebaude- (Traufhdhe) und Gesamthéhen
(Firsthohe bzw. Attikah6he bei Hofgebduden) eingetragen.

Die festgelegten Gebdude- und Gesamthohen beziehen sich auf das jeweilige
strallenseitige Gehsteigniveau.

Fiir Stiegenhauser, Lifte und kleinere Dachaufbauten sind Uberschreitungen der
maximalen Gebadudehohen zulassig.

Dacher sind entlang der Strafsen ausschlieBlich mit einer Dachneigung von 35° bis 45°
zulassig.

Bei den hofseitigen, fingerartigen Anbauten sind nur Flachdacher und flach geneigte
Dacher bis 10° zulassig.

Flachdacher und flach geneigte Dacher bis 10° sind zu begriinen. Dabei ist eine
Substrathohe von mindestens 15 cm vorzusehen. Davon ausgenommen sind Vordacher,
Glasdachkonstruktionen, technisch erforderliche Ausbildungen wie z.B. Stiegenhaduser
und Lifte sowie Terrassen bis zu 1/3 der Flachdachfliche.

Gilt fiir die Klosterwiesgasse: Eine hofseitige Aufklappung der Dachflache bis max. 3 m
Uber die straBenseitige Gebdaudehohe ist zuldssig. Fiir die Aufklappung sind alle
Dachneigungen zuldssig.

Gilt fiir die Grazbachgasse: Im Falle einer Wohnnutzung im Erdgeschoss ist die Hohe der
jeweiligen FuBbodenoberkante dieser Raume mind. 0,8 m strallenseitig vom jeweils
angrenzenden Gehsteigniveau anzuheben.

Haustechnikanlagen sind bei Satteldachern innerhalb des Dachraumes zu situieren.
Haustechnikanlagen sind bei Dachern mit einer Neigung von bis zu 10 ° mindestens 2,00
m zuriick zu versetzen und mit einem Sichtschutz (z.B. Lochblech, Streckmetall) zu
versehen.
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FORMALE GESTALTUNG VON GEBAUDEN

StralRenseitige Laubengdnge und Balkone sind nicht zulassig.

Balkone sind als Giberwiegend auskragende Konstruktion auszuflihren.

Bei hofseitigen Balkonen ist die Tiefe des Balkons als Mindestabstand zu den seitlichen
Nachbargrundgrenzen einzuhalten.

Balkone in der Hohe der Dachtraufe sind nicht zulassig.

Bei der Farbgestaltung der Fassaden darf ein Hellbezugswert von 30 nicht unterschritten,
und ein Hellbezugswert von 85 nicht tiberschritten werden.

Bei Neu- und Zubauten sind groRflachige Glasfassaden und grol¥flachige reflektierende
Metallfassaden unzulassig.

Flir das straRenseitige ErdgeschoR gilt: Offene Durchgéange und Zufahrten von der
Verkehrsflache in den Hofbereich sind unzulassig.

Flr Gebaude entlang der StraRen gilt: Fir die Dachdeckung sind Dachziegel bzw.
ziegelfarbene Eindeckungen zu verwenden.

PKW-ABSTELLPLATZE, FAHRRADABSTELLPLATZE

Die Neuerrichtung von PKW-Abstellpldtzen ist ausschlieBlich in Tiefgaragen und innerhalb
der im Plan dargestellten Abgrenzung zulassig.

Offene PKW-Abstellplatze sind nicht zuldssig.

Tiefgaragenrampen sind Uberwiegend im Gebdude bzw. innerhalb der Baugrenzlinien zu
integrieren.

Je angefangene 35 m? Wohnnutzflache sowie je angefangene 50 m? Nutzflache bei anderen
Nutzungen als Wohnnutzung ist ein Fahrradabstellplatz herzustellen.

Bei Neu- und Zubauten sind Fahrradabstellplatze Gberwiegend im Gebaude bzw. innerhalb
der Baugrenzlinien zu integrieren.

Die Wohnnutzflache ist die gesamte Bodenflache einer Wohnung abzliglich der
Wandstarken. Keller- und Dachbodenrdaume, Balkone und Terrassen sind bei der Berechnung
der Nutzflache nicht zu beriicksichtigen.

FREIFLACHEN, GRUNGESTALTUNG

Nicht bebaute Flachen sind zu begriinen.

Je 250 m? Freiflache ist ein mittel- bis groRkroniger Laubbaum zu pflanzen. Bestandsbdume
konnen in die Berechnung inkludiert werden.

Die Decke von nicht iberbauten Tiefgaragen ist mit einer Vegetationsschicht von
mindestens 1,0 m Hohe niveaugleich mit dem angrenzenden Geldande zu liberdecken. Bei
grof3- und mittelkronigen Laubbdumen ist eine Vegetationstragschicht von mind. 1,50 m
Hohe im Bereich des Wurzelraums vorzusehen.

Bdaume sind als Laubbdaume in Baumschulqualitdt, mit einem Mindeststammumfang von
18|20 cm, gemessen in 1,00 m Hohe, zu pflanzen und zu erhalten.

Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk betragt

Laubbdume 1. Ordnung (groRkronig) mind. 9,00 m
Laubbdume 2. Ordnung (mittelkronig) mind. 6,00 m
Laubbdume 3. Ordnung (kleinkronig, saulenférmig) mind. 3,00 m

Stlitzmauern diirfen eine Hohe von 0,5 m nicht tGiberschreiten.
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Stltzmauern aus Loffelsteinen oder groRformatigen Steinen sind unzuldssig.
Im Bauverfahren ist ein AulRenanlagenplan einzureichen.

SONSTIGES

Werbeanlagen sind auf Gebduden ausschlielllich im Erdgeschoss an der Fassade montiert
zuldssig.

Einfriedungen sind ausschlielRlich in nicht blickdichter Form bis zu einer Hohe von max. 1,50
m zulassig. Sofern dies der besondere Verwendungszweck eines Gebaudes oder
Gebaudeteils gebietet (z.B. Kindergarten...) sind Einfriedungen bis max. 1,80 m zul3ssig.

BESTEHENDE GEBAUDE

Bei bestehenden Gebduden auRerhalb der zur Bebauung bestimmten
Flachen sind Umbauten und Umnutzungen zulassig.
Die Instandhaltung der Kapelle auf Grundstlick Nr. 255, KG Jakomini ist zuldssig.

INKRAFTTRETEN

Dieser Bebauungsplan tritt gemaR § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit

4. April 2024 in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock,
wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

Flr die BUrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben

Nr. 3 vom 3. April 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 5 von 28



VERORDNUNG

Beschluss

GZ.: A14-001697/2018

13.11.0 Bebauungsplan
,Gartnerstralle — ExerzierplatzstraRe”
XIll. Bez., KG Gosting

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 21. Maéarz 2024, mit der in
Vollziehung der Aufgaben der 6rtlichen Raumordnung der 13.11.0 Bebauungsplan ,,Gartnerstralle —
Exerzierplatzstralle” beschlossen wird.

Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermarkischen Raumordnungsgesetzes 2010 StROG idF. LGBI. Nr.
73/2023 in Verbindung mit den §§ 8, 11 (Einfriedungen und lebende Zdune) und 89 Abs. 4
(Abstellflachen und Garagen, wenn Anzahl der Abstellpldtze abweichend von § 89 (3) BauG) des
Steiermarkischen Baugesetzes 1995 idF. LGBI. Nr. 73/2023 und § 3 Abs. 1 der
Bebauungsdichteverordnung 1993 idF. LGBI. Nr. 51/2023 wird verordnet:

§1 ALLGEMEINES

Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklarung.

§2 BAUFELDER, BEBAUUNGSWEISEN, NUTZUNGEN

(1) Es werden gemal der Plandarstellung drei Baufelder festgelegt. Das Baufeld A umfasst die
Grundstlicke 365/1 Tfl., .1165 Tfl., 367/1 Tfl. und 365/4 Tfl. der KG Gosting mit einer
Gesamtflache von ca. 4.475 m2.

(2) Das Baufeld B1 umfasst die Grundstiicke 368/7, 371/1 der KG Gosting mit einer
Gesamtflache von ca. 1.412 m?;
das Baufeld B2 umfasst die Grundstiicke 367/1 Tfl., 365/4 Tfl. und .1194 der KG Go6sting mit
einer Gesamtflache von ca. 1.345 m?.

Die Gesamtflache von Bauplatz B1 und B2 betragt ca. 2.757 m2.

(3) Auf Baufeld A ist ausschlieRlich die offene Bebauungsweise zuldssig.

(4) Auf Baufeld B1 sind ausschlieBlich die geschlossene und die gekuppelte Bebauungsweise zu
den Grundstiicken Nr. .1164 oder zu den Grundstlicken .747 und .748 der KG Gosting
zuldssig.

Auf Baufeld B2 ist ausschlieBlich die gekuppelte Bebauungsweise zu den Grundstiicken Nr.
.748 und .747 der KG Gosting zulassig.
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Auf Baufeld B1 ist eine Wohnnutzung im ErdgeschoB, im 1. und 2. Obergeschol§ unzulassig
(gemal Eintragung im Plan).

Auf Baufeld B2 ist eine Wohnnutzung unzuldssig (gemaf Eintragung im Plan).

Die MindestwohnungsgroRe hat 30,0 m? Wohnnutzflache zu betragen.

BEBAUUNGSGRAD, MAX. BRUTTOGESCHOSSFLACHE

Der Bebauungsgrad wird als Verhaltnis der (iberbebauten Flache zur Baufeldflache definiert.
Auf Baufeld A wird der Bebauungsgrad mit hochstens 0,30 festgelegt.

Auf Baufeld B1 wird der Bebauungsgrad mit hochstens 0,55 festgelegt.

Auf Baufeld B2 wird der Bebauungsgrad mit hochstens 0,25 festgelegt.

Auf Baufeld A wird die maximal zuldssige BruttogeschoRflache mit hochstens 3.820 m?
festgelegt.

Auf Baufeld B1 wird die maximal zuldssige BruttogeschoRflache mit hochstens 2.865 m?
festgelegt.

Auf Baufeld B2 wird die maximal zuldssige BruttogeschoRflache mit hochstens 500 m?
festgelegt.

BAUGRENZLINIEN, BAUKORPERLANGEN, ABSTANDE

Im Plan sind die Baugrenzlinien fir Hauptgebaude, Nebengebaude, Fahrradabstellplatze,
Tiefgaragenrampen und dergleichen festgelegt.

Auf Baufeld A diirfen Balkone, Liftzubauten, Kellerabgange und deren Einhausungen nicht
Uber die Baugrenzlinien vortreten.

Auf Baufeld A darf die Gesamtlange von Balkonen pro Geschol3ebene nicht mehr als 40% der
Baukorperlange betragen.

Gebduden auf Baufeld A diirfen eine maximale Baukérperlange von 30,0 m und
untereinander einen Gebaudeabstand von mindestens 12,0 m haben.

Auf den Baufeldern B1 und B2 diirfen Balkone, Liftzubauten, Kellerabgange und deren
Einhausungen, Tiefgaragenrampen und dergleichen die Baugrenzlinien nicht liberragen.
Fiir neue bauliche Anlagen oder Gelandeveranderungen im Hochwasserbereich des
Thalerbaches und des Miihlganges ist die Einholung einer wasserrechtlichen Bewilligung
erforderlich.

GESAMTHOHE, GESCHOSSHOHE, DACHER

Im Planwerk sind die jeweils maximal zuldssige Gesamthohen (GesH. max.) sowie auf
Baufeld B1 ist zusatzlich die mindestens zuldssige Gesamthohe (GesH. mind.) festgelegt:
Baufeld A: max. 13,50 m GesH.

Baufeld B1: mind. 13,00 m GesH. und max. 24,00 m GesH.

Baufeld B2: max. 5,50 m GesH.

Fur Baufeld A wurde der Héhenbezugspunkt 360,83 m .A. gemal’ Wasserrechtsbescheid
(GZ.: A17-WGV-082987/2022/0009) / Abflussuntersuchung Hydroconsult GmbH (SF / GZ:
18-0008).

Baufeld B1 wurde der Hohenbezugspunkt 362,5 m i.A. gemal} der Luftbildauswertung
der Stadtvermessung, Planstand 31. Janner 2018, festgelegt.
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Baufeld B2 wurde der Hohenbezugspunkt 359,5 m .A. gemaR der Luftbildauswertung
der Stadtvermessung, Planstand 31. Janner 2018, festgelegt.

(3) Fir Stiegenhé&user, Lifte und kleinere Dachaufbauten sind geringfiigige Uberschreitungen
bis zu 1,50 m der maximalen Gebaudehdhen zuldssig.

(4) Als Dacher sind ausschlieRlich Flachdacher mit einer Dachneigung von 0° bis 10° zul&ssig.

(5) Flachdacher sind zu begriinen. Dabei ist eine Substrathohe von mindestens 15 cm
vorzusehen.

Davon ausgenommen sind Dachterrassen, Vordacher, Glasdachkonstruktionen sowie
technisch erforderliche Ausbildungen wie z.B. Stiegenhauser und Lifte.

(6) Aufden Baufeldern A und B1 sind Haustechnikanlagen auf der obersten GeschofRRdecke
mindestens 3,00 m von der Fassade zurlick zu versetzen und mit einem Sichtschutz (z.B.
Lochblech, Streckmetall) zu versehen.

Auf Baufeld B2 sind Haustechnikanlagen auf der obersten GescholRdecke ausgeschlossen.

(7)  Auf Baufeld B1 missen das ErdgeschoR eine GeschoRhdhe von mindestens 4,50 m und das
1. und 2. Obergeschol’ eine GeschoRhéhe von mindestens 3,50 m aufweisen.

(8) Auf den Baufeldern A und B1 ist eine Nutzung der obersten Dachebenen als
Aufenthaltsflachen nicht zulassig.

Auf Baufeld B2 ist eine Nutzung der obersten Dachebene als Griinflache,
Aufenthaltsflache und der gleichen zuldssig.

§ 6 FORMALE GESTALTUNG VON GEBAUDEN

(1) Offene Erschliefungen sind unzulassig.

(2) Bei Neu-, Um- und Zubauten darf bei der Farbgestaltung der Fassaden ein Hellbezugswert
von 30 nicht unterschritten, und ein Hellbezugswert von 85 nicht Gberschritten werden.

(3) Aufden Baufeldern B1 und B2 sind bei Neu-, Um- und Zubauten groRflachige
Glasfassaden und groRflachige reflektierende Metallfassaden oberhalb des 2.
ObergeschoBes unzulassig.
Auf Baufeld A sind grol3flachige Glasfassaden und groRflachige reflektierende
Metallfassaden unzulassig.

§ 7 PKW-ABSTELLPLATZE, FAHRRADABSTELLPLATZE, ZUFAHRTEN

(1) Auf Baufeld A sind die PKW-Abstellplatze ausschlieBlich in Tiefgaragen innerhalb der
Abgrenzung fiir Tiefgaragen zu errichten.

Die ErschlieBung des Baufeldes A hat ausschlieRlich liber die ExerzierplatzstralRe zu erfolgen.

(2) Auf Baufeld A ist je 65 bis 80 m? Wohnnutzflache ein Pkw—Stellplatz vorzusehen.

(3) Die Wohnnutzflache ist die gesamte Bodenflache einer Wohnung abzliglich der
Wandstarken. Keller- und Dachbodenraume, Balkone und Terrassen sind bei der Berechnung
der Nutzflache nicht zu berlicksichtigen.

(4) Die ErschlieRung der Baufelder B1 und B2 hat ausschlieBlich liber eine gemeinsame
ErschlieBung Uber die Gartnerstralle zu erfolgen.
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Auf den Baufeldern B1 und B2 diirfen fiir Gewerbe- und Wohnnutzung max. 120 PKW-
Stellplatze errichtet werden.

Auf den Baufeldern B1 und B2 diirfen ausschlielich fiir die Nutzung Autohandel zusatzlich
maximal 56 weitere KFZ-Abstellplatze errichtet werden.

Fir die Baufelder B1 und B2 sind die PKW-Abstellpldtze in Tiefgaragen, ausschlieflich
innerhalb der Baugrenzlinien, zu errichten.

Auf Baufeld B2 sind maximal funf PKW-Abstellplatze ausschlieflich innerhalb der
Baugrenzlinien im Freien zuldssig.

Auf den Baupladtzen A, B1 und B2 sind Tiefgaragenrampen einzuhausen.

Fur Neubauten ist je angefangene 30 m? Wohnnutzflache ein Fahrradabstellplatz
herzustellen. Die Fahrradabstellpldtze sind innerhalb der Baugrenzlinien zu errichten.
Die Fahrradabstellraume sind iberwiegend im Gebaude zu integrieren.

Freie Fahrradabstellpldtze sind nur im untergeordneten Ausmal} zuldssig, diese sind zu
Uberdachen bzw. entsprechend §92 (6) Steiermarkisches Baugesetz festzulegen.

FREIFLACHEN, GRUNGESTALTUNG, VERSIEGELUNGSGRAD

Abweichungen der Lage der im Bebauungsplan eingetragenen Baume sind zulassig.

Nicht bebaute Flachen sind zu begriinen.

Der Versiegelungsgrad bezeichnet das Verhaltnis der oberirdisch bebauten Flache, der
Uberbauten Flache und befestigten Flachen zur Baufeldflache.

Im Bauverfahren muss der Nachweis der Bodenversiegelung in Anwendung und Erflllung
der Verordnung des Griinflaichenfaktors der Stadt Graz erbracht werden.

Auf Baufeld A wird der Versiegelungsgrad wird mit maximal 40% begrenzt.

Auf Baufeld B1 wird der Versiegelungsgrad wird mit maximal 60% begrenzt.

Auf Baufeld B2 wird der Versiegelungsgrad wird mit maximal 25% begrenzt.

Pflanzungen, Baume

(5)
(6)

(7)

(8)

Je 150 m? Freiflache ist ein mittel- bis groRkroniger Laubbaum zu pflanzen.

Bdaume sind als stadtklimaresistente und standortgerechte Laubbdaume in Baumschulqualitat
(Solitar, Hochstamm mit Ballen, 3 x verschult), mit einem Mindeststammumfang von 18/20,
gemessen in 1,0 m Hohe, zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Kugelformen sind nicht zulassig.

Mindestflidche einer Baumscheibe hat 9 m? zu betragen.

Baumscheiben sind durch entsprechende MalBnahmen (z.B. Baumschutzgitter) vor Befahren
zu schitzen.

Der Standraum der Baume ist in den befestigten Bereichen durch Bewdasserungs- bzw.
Bellftungseinrichtungen bzw. durch einen sickerfahigen Belag zu sichern.

Die Verwendung von Pflanztrégen und Betonringen bei Baumpflanzungen ist unzulassig.
Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk hat

bei Laubbaumen in 1. Ordnung (groBkronig) mind. 9,0 m

bei Laubbdaumen in 2. Ordnung (mittelkronig) mind. 6,0 m

bei Laubbdaumen in 3. Ordnung (kleinkronig, saulenférmig) mind. 3,0 m
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(9)

zu betragen.

StraBenseitig kann der Baumachsabstand zum aufgehenden Mauerwerk auf mind. 4,5 m
reduziert werden.

Der Baumachsabstand zu unterirdischen Bauteilen betragt mind. 2,50 m.

Entlang des Mihlganges / Gst. Nr. 365/2 ist ein Grlinstreifen mit einer Mindestbreite von 3,0
m einbauten- und wegefrei zu sichern und mit Geholzpflanzungen zu begriinen.

Die Errichtung einer einmaligen Querung fiir den FuB- und Radquerung zum Grundstiick
Gst.Nr. 341/9 KG Gosting ist zulassig.

PKW-Abstellflichen
(10) Bei Abstellpldtzen im Freien ist je maximal 5 PKW-Abstellplatze ein Laubbaum zu pflanzen

und dauerhaft zu erhalten

(11) Kfz-Abstellflachen im Bereich der Automobilindustrie oder des Autohandels sind

ausschlieBlich in der Tiefgarage zuldssig.
Bei Entfall der Nutzung ,, Automobilindustrie oder Autohandel” sind die Flachen dieser Kfz-
Abstellflachen zu Kellerraumen umzunutzen.

(12) Die Decke von nicht (iberbauten Tiefgaragen ist mit einer Vegetationsschicht von

mindestens 1,0 m Hohe (ausgenommen Wege, Tiefgaragenrampen) niveaugleich mit dem
angrenzenden Gelande zu (iberdecken.

Bei grof3- und mittelkronigen Laubbdumen ist eine Vegetationsschicht von mind. 1,50 m
Hohe und bei kleinkronigen Laubbaumen von mind.1,0 m Héhe vorzusehen.

Geldndeverdanderungen, Wasserrecht

(13)

(14)

(15)

Gelandeveranderungen sind nur zur geringfligigen Adaption der Gelandeniveaus im Ausmaf
von max. 0,5m zuldssig.

Zum gewachsenen Geldande der angrenzenden Grundstlicke ist niveaugleich anzubinden.
Punktuelle Ausnahmen sind im Bereich von erforderlichen Kinderspielplatzen und im Bereich
von Baumpflanzungen zulassig.

Auf Baufeld B1 sind im Nahebereich der angrenzenden Stralen ,Wiener
StraBe/GartnerstralRe” ausgleichende Gelandeverdanderungen tiber das Ausmaf von 0,5 m
zulassig.

Fiir Gelandeveranderungen im Hochwasserbereich des Thalerbaches ist die Einholung einer
wasserrechtlichen Bewilligung erforderlich.

In der Geldandeveranderung im Hochwasserbereich des Thalerbaches sind Baumstandorte,
Baumreihen/-gruppen und sonstigen Geholzpflanzungen maéglich. Baumpflanzungen an den
Tiefpunkten von Entwadsserungsrinnen sind nicht zulassig.
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Sonstiges

(16)

(17)

§9
(1)

(2)
(3)
(4)
(5)
(6)

(7)

(8)

§10

Im Bauverfahren ist ein Aullenanlagenplan mit folgenden Inhalten einzureichen:
oberirdische und unterirdische Einbauten, begriint und befestigte Freiflachen, AusmaR der
Dachbegriinung, AusmalR der Gelandeveranderungen, Baumpflanzungen, Leitungen.
Larmschutzwande sind nicht zuldssig.

SONSTIGES

Auf Baufeld A sind freistehende Werbepylone unzulassig.

Flachige Werbeeinrichtungen, Schilder, Leuchtkasten, fotorealistische Abbildungen, Fahnen
u.dgl. Gber 0,50m? sind unzuldssig. Werbeeinrichtungen sind nur in Form von Schriftziigen
(Einzelbuchstaben) an der Fassade zuldssig.

Auf Baufeld A sind Werbeanlagen auf Gebauden ausschlieBlich an der Fassade montiert, mit
einer maximalen Oberkante von 3,0 m liber Erdgeschossniveau, zuldssig.

Auf den Baufeldern B1 und B2 sind Werbeanlagen auf Gebduden ausschlieRlich im
Erdgeschol} und 1. Obergeschol} an der Fassade montiert, zuldssig.

Auf den Baufeldern A, B1 und B2 sind Dachwerbung, Leuchtkasten, fotorealistische
Abbildungen und flachige Werbeeinrichtungen unzulassig.

Auf den Baufeldern B1 und B2 ist straRennah maximal ein freistehender Werbepylon bis zu
einer H6he von maximal 6,00 m zulassig.

Auf den Baufeldern B1 und B2 sind Schilder iber 5,0 m? und Einzelbuchstaben udgl. tiber
5,00 m? Flache unzulassig.

Die m?-Begrenzung bezieht sich auf die Summe aller Ansichtsflachen der Werbeanlagen auf
allen Fassaden eines Gebdudes.

Auf den Baufeldern A, B1 und B2 sind Einfriedungen ausschlieBlich in nicht blickdichter Form
bis zu einer HOhe von max. 1,50 m zulassig.

Zusatzlich sind auf den Baufeldern B1 und B2 Einfriedungen entlang der Wiener StralRe und
der GartnerstralSe nicht zulassig.

Millsammelstellen sind in die Hauptgebaude zu integrieren.

BESTEHENDE GEBAUDE

Auf dem Grundstiick Gst.Nr. .1194 KG Gosting sind am bestehenden Trafogebaude
ausschlieBlich Umbauten und Zubauten fir Energienutzung zulassig.
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§ 11 INKRAFTTRETEN

(1) Dieser Bebauungsplan tritt gemaR § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit
4. April 2024 in Kraft.

(2) Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock,
wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

Fir die BUrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

Auflage des Entwurfes des Bebauungsplanes
und Anhorung gemaR § 40 Abs.6Z 1
Steiermarkisches Raumordnungsgesetz 2010

GZ.: A14-087814/2023/0004

04.44.0 Bebauungsplan

»KeplerstraBe — Gabelsbergerstralle — Kleiststral3e”
IV. Bez., KG Lend

Der Entwurf des 04.44.0 Bebauungsplanes ,KeplerstraRe — Gabelsbergerstrafie — KleiststraRe”
wird gemaR § 40 Abs. 6 Z 1 StROG 2010 tGber 9 Wochen, in der Zeit

von Donnerstag, den 4. April 2024 bis Donnerstag, 6. Juni 2024

zur allgemeinen Einsicht und zur Anhorung fir die grundblicherlichen Eigentlimer:innen der im
Planungsgebiet liegenden Grundstiicke aufgelegt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes liegt gemaR § 101 Abs. 2 des Statutes der Landeshauptstadt
Graz im Stadtplanungsamt des Magistrates Graz, Europaplatz 20, 6. Stock, wahrend der
Amtsstunden (Montag bis Donnerstag, 8:00 bis 15:00 Uhr, Freitag, 8:00 bis 12:30 Uhr), zur
allgemeinen Einsicht auf.

Eine Beratung wird zu den Parteienverkehrszeiten (Dienstag 8.00 bis 14.00 Uhr) angeboten.

Der Entwurf des Bebauungsplanes ist auch auf der Homepage der Stadt Graz zu finden:
http://www.graz.at/bebauungsplanung

Innerhalb der Auflagefrist kénnen Einwendungen schriftlich und begriindet beim Magistrat Graz,
Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, bekanntgegeben werden

Die betroffenen grundbiicherlichen Eigentlimer:innen werden von dieser Kundmachung zudem
schriftlich benachrichtigt.
Fir die Birgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

Auflage des Entwurfes des Bebauungsplanes
und Anhorung gemaR § 40 Abs. 62 1
Steiermarkisches Raumordnungsgesetz 2010

GZ.: A14-019732/2018/0006

16.27.0 Bebauungsplan

»Am Katzelbach — Karntner Strale — Hans-Hegenbarth-Allee”
XVI. Bez., KG StraRgang

Der Entwurf des 16.27.0 Bebauungsplanes ,Am Katzelbach — Karntner Stralle — Hans-Hegenbarth-
Allee” wird gemaR § 40 Abs. 6 Z 1 StROG 2010 tiber 9 Wochen, in der Zeit

von Donnerstag, den 04.04.2024 bis Donnerstag, 06.06.2024

zur allgemeinen Einsicht und zur Anhorung fir die grundblicherlichen Eigentlimer:innen der im
Planungsgebiet liegenden Grundstiicke aufgelegt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes liegt gemaRk § 101 Abs. 2 des Statutes der Landeshauptstadt
Graz im Stadtplanungsamt des Magistrates Graz, Europaplatz 20, 6. Stock, wahrend der
Amtsstunden (Montag bis Donnerstag, 8:00 bis 15:00 Uhr, Freitag, 8:00 bis 12:30 Uhr), zur
allgemeinen Einsicht auf.

Eine Beratung wird zu den Parteienverkehrszeiten (Dienstag 8.00 bis 14.00 Uhr) angeboten.

Der Entwurf des Bebauungsplanes ist auch auf der Homepage der Stadt Graz zu finden:
http://www.graz.at/bebauungsplanung

Innerhalb der Auflagefrist konnen Einwendungen schriftlich und begriindet beim Magistrat Graz,
Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, bekanntgegeben werden

Die betroffenen grundbiicherlichen Eigentlimer:innen werden von dieser Kundmachung zudem
schriftlich benachrichtigt.
Flr die BUrgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. HelImut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A1-001637/2003/0044

Dienstzulagenverordnung 2020 — 2. Abanderung

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 21.3.2024, mit der die
Dienstzulagenverordnung 2020 (Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom
25.2.2021 in der Fassung vom 14.12.2023 betreffend die Festsetzung von Dienstzulagen) gedandert
wird

Auf Grund des § 74 Abs. 2 Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz
1956, LGBI. Nr. 30/1957 in der Fassung LGBI. Nr. 104/2023, wird verordnet:

Die Dienstzulagenverordnung 2020 (Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz
vom 25.2.2021 in der Fassung vom 14.12.2023 betreffend die Festsetzung von Dienstzulagen) wird
wie folgt gedndert:

1. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefligt:

,»§ 17a Dienstzulage fiir Absolvent:innen eines Bachelor-Studiums

Den Absolvent:innen eines Bachelor-Studiums gebihrt fiir die Verwendung in der
Verwendungsgruppe B eine Dienstzulage im Ausmal’ von 384,47 Euro, sofern die durch das Studium
erworbenen Kenntnisse fir die erfolgreiche Ausibung der Tatigkeit Voraussetzung sind. Der
Studienabschluss wird durch den Erwerb eines akademischen Grades gemaR dem 2. Hauptstiick
Verwendungsgruppe B Abschnitt Il Abs. 3 lit b oder d der Anlage 1 zur Dienstzweigeverordnung 2021
— DZwV nachgewiesen.”

2. § 24 Abs. 3 wird folgender Satz angefligt:

,Bei einer Herabsetzung der Wochendienstzeit ist sie um jenen Teil zu kiirzen, der der
Verminderung des Beschaftigungsausmales entspricht.”

3. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefligt:
,»8 27a Inkrafttreten von Novellen

(1) Die Anderungen des § 28 durch die Verordnung vom 16.9.2021 sind mit 1.10.2021 in Kraft
getreten.
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(2) Die Einfligung des § 17a sowie die Anderung des § 24 Abs. 3 durch die Verordnung vom 21.3.2024
treten mit 1.1.2024 in Kraft.”

Flr die BUrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

GZ.: A2-167403/2023/0001

Priifung zur Erlangung der ersten Jagdkarte

Gemal § 2 Abs. 1 der Verordnung der Stmk. Landesregierung vom 23.11.1964, LGBI. Nr. 356/1964
idF. der Verordnung LGBI. Nr. 38/2017 wird kundgemacht, dass die Priifung zur Erlangung der ersten
Jagdkarte beginnend mit 30. April 2024 fiir Personen, die ihren Wohnsitz in der Stadt Graz haben,
abgehalten wird.

Ansuchen um Zulassung zu dieser Priifung miissen spatestens am 16.04.2024 beim Magistrat Graz,

Blrger:innenamt, 8010 Graz, Schmiedgasse 26, Z. Nr. 302, wo auch die Antragsformulare mit einer
genauen Information aufliegen, einlangen.

Fir die BUrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG
gemdfs § 111b (6) iVm § 96 (4) und (5) des Statutes der Landeshauptstadt Graz
(LGBI. Nr. 130/1967 idF. LGBI. Nr. 20/2024)

GZ.: A8-205505/2022/0006

Berichtigungen der Eroffnungsbilanz per 1.1.2020

Die Eroffnungsbilanz per 1.1.2020 der Landeshauptstadt Graz wurde in der Gemeinderatssitzung
vom 29.4.2021 beschlossen. Berichtigungen der Er6ffnungsbilanz sind in der anzuwendenden VRV
2015 BGBI. I Nr. 313/2015 idF. BGBI. Il Nr. 17/2018 explizit geregelt und dirfen bis fiinf Jahre nach
Beschlussfassung lber die Eroffnungsbilanz vorgenommen werden. Das Statut der
Landeshauptstadt Graz (LGBI. Nr. 130/1967 idF. LGBI. Nr. 20/2024) regelt dies in § 111b (6). Die
Berichtigungen bedirfen der Beschlussfassung durch den Gemeinderat.

Im Sinne des § 111b (1) iVm § 96 (4 und 5) des Statutes der Landeshauptstadt Graz 1967 sind die
Berichtigungen der Eroffnungsbilanz per 1.1.2020 samt allen Beilagen vor Vorlage an den
Gemeinderat auf die Dauer von zwei Wochen zur 6ffentlichen Einsicht aufzulegen. Es steht jedem
Gemeindemitglied frei, innerhalb dieser Auflagefrist gegen die Er6ffnungsbilanz beim Magistrat
Graz schriftliche Einwendungen einzubringen. Uber die eingebrachten Einwendungen hat der
Gemeinderat vor Beschlussfassung tiber die Berichtigungen der Er6ffnungsbilanz per 1.1.2020 zu
beraten.

Die Berichtigungen der Eroffnungsbilanz per 1.1.2020 liegen ab Donnerstag, den 11.4.2024 im
Rathaus, lll. Stock, Tur 324 fir zwei Wochen zur 6ffentlichen Einsicht auf.
Fir die Bargermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben

Nr. 3 vom 3. April 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 18 von 28




KUNDMACHUNG
gemdfS § 96 (4) und (5) des Statutes der Landeshauptstadt Graz
(LGBI. Nr. 130/1967 idF. LGBI. Nr. 20/2024)

GZ.: A 8-205505/2022/0005

Rechnungsabschluss 2023
Der Rechnungsabschluss fiir das Jahr 2023 der Landeshauptstadt Graz ist fertiggestellt.

GemaR § 96 Abs. 4 des Statutes der Landeshauptstadt Graz 1967 ist der Rechnungsabschluss 2023
samt allen Beilagen vor Vorlage an den Gemeinderat auf die Dauer von zwei Wochen zur
offentlichen Einsicht aufzulegen. Es steht jedem Gemeindemitglied frei, innerhalb dieser
Auflagefrist gegen den Rechnungsabschluss 2023 beim Magistrat Graz schriftliche Einwendungen
einzubringen. Uber die eingebrachten Einwendungen hat der Gemeinderat vor Beschlussfassung
des Rechnungsabschlusses zu beraten.

Der Rechnungsabschluss fir das Jahr 2023 liegt ab Donnerstag, den 11.04.2024 im Rathaus, lIl.
Stock, Tur 324 fur zwei Wochen zur offentlichen Einsicht auf.
Flr die BUrgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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RICHTLINIE

GZ.: ABI-002631/2003/0324

Betriebsforderung, Personalférderung und Standortforderung
Kinderkrippen/Kindergarten/Horte

Richtlinie des Gemeinderates vom 30.3.2023, GZ.: ABI-002631/2003/0324, in der Fassung vom
21.3.2024, GZ.: ABI-002631/2003/0344, betreffend die Betriebsférderung, Personalférderung und
Standortforderung Kinderkrippen/Kindergarten/Horte.

Auf Grund von § 45 Abs. 2 Z 25 Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI. Nr. 130/1967, idF. LGBI.
Nr. 20/2024 wird beschlossen:

§ 1 Fordergegenstand

Die Stadt Graz gewahrt Tragern, die am einheitlichen Tarifsystem fiir stadtische Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen (Kinderkrippen, Kindergarten, Horte) teilnehmen, Férderungen nach
MaRgabe dieser Richtlinie. Dadurch soll den betroffenen Eltern/Erziehungsberechtigten und
Kindern die Freiheit bei der Auswahl der Einrichtungen gesichert werden.

§ 2 Teilnahme am Tarifsystem

Zur Teilnahme am Tarifsystem ist der Abschluss des Vertrags Stadtisches Tarifsystem-
Tarifgleichstellung zwischen der Stadt Graz und dem jeweiligen Trager (Betreiber) in der vom
Gemeinderat am 18.1.2024, GZ: ABI-002631/2003/0333, beschlossenen Fassung notwendig.

§ 3 Férderungsvoraussetzungen
3.1. Aufgabenbereich

Der Betreiber Ubernimmt in der — in Anlage A der Kooperationsvereinbarung genannten -
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung die Verpflichtung, diese ordnungsgemal zu fiihren und
zu betreiben. Die Fiihrung und der Betrieb der Einrichtung erfolgen dabei auf Basis der jeweils giiltigen
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des Steiermarkischen Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetzes 2019 — StKBBG 2019, LGBI. Nr. 95/2019 in der geltenden Fassung, und umfassen
insbesondere auch die Durchfiihrung aller administrativen Tatigkeiten, die damit im Zusammenhang
stehen.

Dabei besteht zwischen den Vertragspartnern ausdrickliches Einvernehmen, dass alle im
Zusammenhang mit diesem Vertrag stehenden Tatigkeiten auf Basis der jeweils aktuell giiltigen
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Organbeschlisse der Stadt Graz erfolgen und eine entsprechend aufrechte Betriebsbewilligung fiir die
Auszahlung der Forderungen als Voraussetzung gilt.

3.2. Personal

Fir die Fihrung und den Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verpflichtet sich
der Betreiber zur Einstellung von ausgebildetem Fach- und Hilfspersonal entsprechend den
gesetzlichen Bestimmungen.

Als Dienstgeber des Personals hat der Betreiber alle Dienstgeberverpflichtungen zu erfiillen. Dabei
wird einvernehmlich davon ausgegangen, dass die fir das Personal der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung geltenden gehalts- und arbeitsrechtlichen Mindeststandards eingehalten
werden. Die Verantwortung und Haftung fiir die Auswahl und die Flihrung des Personals liegen beim
Betreiber, wobei eine ausgewogene Verteilung der Dienstnehmerinnen auf einzelne Altersgruppen
anzustreben ist. Die Stadt Graz GUbernimmt keinerlei Haftung fiir Schadenersatzanspriiche, die von
Dritten an das Personal des Betreibers oder den Betreiber selbst gerichtet werden.

3.3. Offnungszeiten der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen

Der Betreiber verpflichtet sich, die Einrichtung entsprechend der genehmigten Betriebsform und den
gesetzlich genehmigten Offnungszeiten gemaR § 13 StKBBG 2019 zu fiihren. Alle Betreiber gemeinsam
ermoglichen durch die unterschiedlichen Organisations- und Betreuungsformen jeweils
bedarfsgerechte Angebote fir jedes Kind.

Wihrend der gesetzlichen Ferienzeiten (insbesondere der Sommerferien) richtet sich die Offnung der
Einrichtungen nach dem Ergebnis der vorangegangenen Bedarfserhebung unter den
Eltern/Erziehungsberechtigten, die durch den Betreiber durchgefiihrt wird.

3.4. Betriebsformanderungen

Flr Betriebsformdnderungen von bereits im Tarifsystem aufgenommenen Einrichtungen ist fir eine
Forderanpassung die Zustimmung durch die Stadt Graz mittels Organbeschluss zwingend erforderlich
und nur jeweils mit Beginn eines Kinderbetreuungsjahres (1.9. des Jahres) moglich.

3.5. Aufnahmekriterien

Im Einklang mit den jeweils gliltigen behdrdlichen Bewilligungen erfolgt vorrangig die Aufnahme von
Kindern mit dem Hauptwohnsitz Graz (= Grazer Kinder) bzw. von nicht in Graz wohnenden Kindern,
deren Erziehungsberechtige Mitarbeiter:innen der Betreiber sind (= Mitarbeiterkinder). Kinder ohne
Hauptwohnsitz Graz (= auswartige Kinder) kdnnen nur dann aufgenommen werden, wenn keine Grazer
Kinder und Mitarbeiterkinder auf der Warteliste der Abteilung fiir Bildung und Integration aufscheinen
(siehe dazu Punkt 6.2 und 6.3 der Kooperationsvereinbarung).

3.6. Zusammenarbeit mit der Abteilung fiir Bildung und Integration

Fihrung und Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung erfolgen generell in
Abstimmung mit der Abteilung flr Bildung und Integration. Dies betrifft insbesondere die Aufnahme
von Kindern. Von den Betreibern wird einmal jahrlich auf Basis eines einheitlich gestalteten
Fragebogens eine Klient:innenbefragung durchgefiihrt. Diese ist durch den Betreiber zu
dokumentieren und der Abteilung fiir Bildung und Integration zu Gbermitteln.
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3.7. Behordliche Bewilligungen

Der Betreiber ist verpflichtet, bei Fihrung und Betrieb der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung fiir die Einhaltung aller einschldagigen Rechtsvorschriften zu sorgen und
insbesondere samtliche allenfalls erforderlichen behoérdlichen Bewilligungen einzuholen.

3.8 Kostenbeitrage

Fir den Besuch der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung (einschlieRlich allfalliger
Mabhlzeiten) werden vom Betreiber Beitrage eingehoben. Fiir Grazer Kinder ist die Beitragsregelung
der stadtischen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung inklusive der darin enthaltenen
Sozialstaffelung der Stadt Graz fir Krippen und Horte anzuwenden. Fiir Mitarbeiterkinder gilt im
Kindergarten und in der Kinderkrippe die Sozialstaffel des Landes, im Hort, AEW und Kinderhaus ist der
Vollpreis zu bezahlen. Die Bestimmungen der stadtischen Beitragsregelung, wonach bei Fernbleiben
wahrend der Ferienzeit oder wegen Erkrankung kein bzw. nur ein anteiliger Beitrag zu entrichten ist,
kommen nicht zur Anwendung.

Flr auswartige Kinder gilt bezliglich der Beitragsregelung tiberdies die Einschrankung, dass die darin
vorgesehene Sozialstaffelung der Stadt Graz nicht anzuwenden und daher der jeweilige
Hochstbeitrag zu entrichten ist.

3.9 Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, ZweckmaBigkeit

Der Betreiber ist verpflichtet, bei Fihrung und Betrieb der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung die Grundsatze der ZweckmaRigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu
beachten sowie vollstandige und nachvollziehbare Aufzeichnungen und Biicher - sofern keine
gesonderten Rechtsvorschriften zur Anwendung kommen - nach den Grundséatzen ordnungsmaRiger
Buchfiihrung und Bilanzierung im Sinne des Unternehmensgesetzbuches - UGB zu fiihren.

3.10. Offentlichkeitsarbeit

Alle Aussendungen, sowohl in Papierform als auch durch elektronische Medien, die Informationen tber
das stadtische Tarifsystem beinhalten (Homepage, Newsletter etc.), haben in Abstimmung mit der
Abteilung fir Bildung und Integration zu erfolgen und das Abteilungslogo (Logo der Stadt Graz) zu
tragen.

Der Betreiber UGbernimmt in der — in Anlage A der Kooperationsvereinbarung genannten —
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung die Verpflichtung, diese ordnungsgemal zu fiihren und
zu betreiben. Die Flihrung und der Betrieb der Einrichtung erfolgen dabei auf Basis der jeweils
glltigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des Stmk. Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetzes 2019 — StKBBG 2019, LGBI. Nr. 95/2019 in der geltenden Fassung. Die Forderung
besteht in einer Subjektforderung, einer Betriebsfoérderung und einer Personalférderung.

§ 4 Gegenstand der Forderung
Grundlagen fir die gegenstandlichen Forderungen sind die jeweils giltigen bezugnehmenden

Gemeinderatsbeschlisse, insbesondere jene vom 29.11.2001 und 11.4.2002, GZ: A6-KI-181/1977-45,
vom 5.11.2002, GZ: A6-KI-181/1977-48, vom 16.3.2004, GZ: A6-002270/2003-0005, vom 15.2.2005, GZ:
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A6-002270/2003-0008, vom 15.2.2007, GZ: A6-002270/2003-0016, vom 15.3.2018, GZ: ABI-
012651/2018/0001 sowie vom 8.7.2021, GZ: ABI-002631/2003/0303.

Liegt die Anzahl der betreuten Kinder einer Gruppe durchgehend 4 Monate lang unter 50 Prozent der
vom Land Steiermark bewilligten Kinderhochstzahl, behalt sich die Stadt Graz - gemaR der
Fordervoraussetzung, die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zweckmaRig, wirtschaftlich und
sparsam zu fihren - vor, bei diesen Gruppen die Forderungen (Subjekt- , Betriebsforderung und
Personalférderung) mit Abschluss des jeweiligen Betreuungsjahres (§ 10 StKBBG) zu beenden.

Die in diesem Abschnitt geregelten Forderungen kommen sowohl fiir Jahresbetriebe als auch
Ganzjahresbetriebe im Sinne des Gesetzes vom 15. Oktober 2019 iber die Kinderbildungs- und —
betreuungseinrichtungen in der Steiermark (StKkBBG 2019) idgF zur Anwendung, wobei Zeiten
gemaRk § 11 StKBBG 2019 bei der Berechnung der Forderbetrage auRer Betracht zu bleiben haben.

4.1. Subjektforderung

Die Subjektforderung ist der Differenzbetrag zwischen dem im jeweils gliltigen Gemeinderats-beschluss
festgelegten Elternhdchstbeitrag fiir die entsprechende durch einen Organbeschluss in das stadtische
Tarifsystem aufgenommene Kinderbetreuungsform und dem auf Grund der konkreten Einstufung
tatsachlich pro Kind und Monat zu bezahlenden Betrag. Entsprechend Punkt 11.8 dieses Vertrages wird
fir auswartige Kinder und Mitarbeiterkinder keine Subjektférderung ausbezahlt.

Die Subjektférderungen fiir Grazer Kinder werden fiir die Monate September und Oktober bis 01.12.,
flr die Monate November, Dezember und Janner bis 01.03., fur die Monate Februar, Marz und April bis
01.06., und fir die Monate Mai, Juni, Juli und August bis 01.10. des jeweiligen Jahres ausbezahlt. Ein
eventueller Ausgleich von Uber- und Unterzahlungen wird jeweils mit der nichsten Auszahlung
berlicksichtigt. Der Férderbetrag berechnet sich auf Basis der vom Betreiber libermittelten aktuellen
Kinderliste, die neben der Kinderanzahl die tatsachlich zu entrichtenden Elternbeitrage enthalt. Im
Krippenbereich werden Kinder von 0 — 2 Jahren mit dem Faktor 1,5 bewertet. Fir diese Kinder wird
jeweils ein halber Elternhdchstbeitrag, unter Beriicksichtigung der maximal genehmigten Kinderanzahl,
zusatzlich berechnet und auf die nachste ganze Zahl aufgerundet.

4.2. Betriebsforderung

Dieser Zuschuss dient zur Deckung von Unkosten der Kinderbildungs- und betreuungseinrichtung
und berechnet sich ausgehend von den Normkosten der jeweiligen Betreuungsform abziglich der
Personalforderung des Landes, der Personalférderung der Stadt Graz und der Elternhochstbeitrage
(= Restbetrag). Weitere Ertrage werden in der Form pauschal insofern berlicksichtigt, als dass der
verbleibende Restbetrag um 10 Prozent (Restbetrag geteilt durch 11) reduziert wird. Der Zuschuss
wird pro Gruppe und Monat berechnet und ist mit der vom Land Steiermark bewilligten
Kinderhochstzahl begrenzt.
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4.3. Die Personalforderung

Die Personalférderung der Stadt Graz bei Verwendung des einheitlichen Gehaltsschemas
berechnet sich wie folgt:

monatl. Personalférderung des Landes bei Verwendung des einheitlichen Gehaltsschemas
- monatl. Personalférderung des Landes bei Verwendung eines niedrigeren Gehaltsschemas
= 70% der Personalmehrkosten

Von diesen 70% wird die Personalférderung der Stadt Graz (30 % der Personalmehrkosten) tber
eine Schlussrechnung berechnet.

4.3a. Die Standortforderung
Eine Standortférderung wird gewahrt fir:

e jene Einrichtungen, welche an einem Standort nur eine Gruppe (Kindergarten,
Kinderkrippe oder Kinderhaus) betreiben,

e jene Einrichtungen, welche an einem Standort mehrere Betreuungsformen fiihren und in
einer Betreuungsform nur eine Gruppe betreiben

Die Forderung berechnet sich wie folgt:
Die Hohe betragt 50% der Differenz der Betriebsforderung einer Kindergarten- / Kinderkrippen-
Ganztags-Erstgruppe zur Betriebsforderung einer Kindergarten- / Kinderkrippen-Ganztags-
Zweitgruppe und entspricht fiir das Betreuungsjahr 2023/2024 € 1.307,90 monatlich pro Gruppe.
Die Auszahlung dieser Standortférderung an die Betreiber erfolgt in zwei Teilbetrdgen, und zwar
mit

e 1.12.—fir die Monate September bis Dezember (4 Monate)

e 1.4, —fir die Monate Janner bis August (8 Monate)

jeden Jahres. Die Forderungsbeitrage fir die Standortforderung sind jahrlich, analog der
Betriebsforderung im Normkostenmodell mit Beginn des jeweiligen Kalenderjahres zu valorisieren
und anzupassen. Die Bestimmung 4.3a. tritt riickwirkend mit 1.1.2024 in Kraft.

4.4. Berechnung der Forderbetrage auf Normkosten

Bei der Berechnung der Forderbetrdge wird auf Normkosten (Personal-, Sach-, Verpflegungs-,
Standort- und Verwaltungskosten) und -ertrdge, bezogen auf eine Kinderbetreuungsgruppe (der
jeweiligen Betreuungsart) und auf vier unterschiedliche Gruppengroéfen, abgestellt:

(1) GruppengroBe = 100 % der Kinderhochstzahl

(2) GruppengroBe = 90 % der Kinderhochstzahl (auf ganze Zahl abgerundet)
(3) GruppengroBe = 75 % der Kinderhochstzahl (auf ganze Zahl abgerundet)
(4) GruppengroBe = 50 % der Kinderhochstzahl (auf ganze Zahl abgerundet)
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4.5. Berechnung der Forderbetrage abweichend von Normkosten
Abhangig von der GruppengroRe kommt ein gestaffelter Forderbetrag zur Anwendung

(1) Forderbetrag (100 %): die Anzahl der betreuten Kinder ist groRRer als die
2. GruppengroRe

(2) Forderbetrag (90 %): die Anzahl der betreuten Kinder ist gleich oder geringer als die
2. GruppengrolRe, aber hoher als die 3. Gruppengrolie

(3) Forderbetrag (75 %): die Anzahl der betreuten Kinder ist gleich oder geringer als die
3. GruppengroRe, aber hoher als die 4. Gruppengrolie

(4) Forderbetrag (50 %): die Anzahl der betreuten Kinder ist gleich oder geringer als die
4. Gruppengrolie

Sollten in einem Monat weniger als die festgelegte Hochstzahl der Kinder die Einrichtung besuchen,
so wird fir die Ermittlung des Forderbetrages die Anzahl der tatsachlich betreuten Kinder laut
Ubermittelter Kinderliste um ein Kind, maximal jedoch auf die genehmigte Kinderhdchstzahl erhoht,
wobei im Krippenbereich die Gesamtanzahl der Kinder auf eine ganze Zahl aufgerundet wird (z.B.
11,5 = 12). Zur Ermittlung der Betriebsforderung wird fir die Monate Juli und August die Juni-
Kinderliste des jeweiligen Betreuungsjahres als Berechnungsgrundlage herangezogen.

Die Basis fur die Normkosten und -ertrdge bildet das in den Arbeitsgruppen erarbeitete
Normkostenmodell entsprechend dem Gemeinderatsbeschluss vom 08.07.2021, 18.1.2024 und
15.2.2024, sowie den oben zitierten Gemeinderatsbeschliissen in der jeweils glltigen Fassung.

Die Abteilung flir Bildung und Integration wird vom Gemeinderat ermachtigt, pro Kalenderjahr zwei
Valorisierungen durchzufiihren. Die Valorisierung der im Normkostenmodell ausgewiesenen Sach-,
Verpflegungs-, Standort- und Verwaltungskosten erfolgt fir jedes Betreuungsjahr auf Basis des
Verbraucherpreisindex 2020 (bzw. eines entsprechenden Nachfolgeindex), wobei als Basis die
durchschnittliche Jahresveranderungsrate des vorangegangenen Jahres herangezogen wird.

Die Valorisierung der Personalkosten erfolgt entsprechend der Valorisierung des im
Normkostenmodell angewandten Gehaltsschemas.

Die Betriebsférderung wird ab Janner des jeweiligen Kalenderjahres valorisiert und gilt fiir das
gesamte Kalenderjahr unter Berlicksichtigung der neu festzusetzenden Elternbeitrage fir das
jeweils neue Betreuungsjahr.

Die Betriebsforderungen und Personalférderungen werden durch die Stadt Graz in 4 Teilbetragen
und zwar mit:

e 05.11. — fir die Monate September, Oktober und November,

e (05.02. — fur die Monate Dezember, Janner und Februar,

e (05.06. — fir die Monate Marz, April und Mai sowie

e 20.08. - fiir die Monate Juni, Juli und August

Uberwiesen.
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§ 5 Nachweis und Kontrolle
5.1. Kinderliste

Der Betreiber ist verpflichtet, monatlich eine Liste, aus der sich die Anzahl der Kinder, deren konkrete
beitragsmaBige Einstufung und die sich daraus ergebende Differenz zum jeweils glltigen
Elternhochstbeitrag ergibt, bis spatestens zum 1. des Folgemonats der Abteilung fir Bildung und
Integration zu Ubermitteln. Diese Termine sind verbindlich, da andernfalls eine termingerechte
Auszahlung der Betrage nicht mehr garantiert werden kann.

Flir diese Meldungen sind die einheitlich festgelegten Web-Formulare in der von der Stadt Graz
bereitgestellten Web-Losung bzw. die von der Abteilung fiir Bildung und Integration ausgeschickten
Formulare (in Form einer Excel-Datei) zu verwenden.

5.2. Einschau- und Uberpriifungsrecht

Die Stadt Graz bzw. ein von ihr beauftragter Prifer (z.B. Stadtrechnungshof, Steuerberater,
Wirtschaftsprifer) sind berechtigt, die widmungsgemale Verwendung der gewahrten Fordermittel
jederzeit — auch vor Ort — zu Uberprifen und in alle damit im Zusammenhang stehenden
Abrechnungen, Unterlagen, Aufzeichnungen und Blcher des Betreibers einzusehen sowie alle
Nachweise und Auskiinfte diesen Vertrag betreffend vom Betreiber zu verlangen.

5.3. Datenschutzrechtliche Einwilligung

Der Betreiber ist verpflichtet, die Kinderliste regelmafig an die Stadt Graz zu libermitteln. Zu diesem
Zweck ist der Betreiber verpflichtet, von den Eltern/Erziehungsberechtigten dafiir jeweils eine
ausreichende datenschutzrechtliche Einwilligung gemal} Artikel 7 Datenschutz-Grundverordnung -
DSGVO einzuholen. Die Einwilligung hat sich auf die in der DVR-Meldung 0051853/260 betreffend das
»Zentrale Vormerksystem, Evidenz und Abrechnung fiir Stadtische und Private Kinderkrippen und
Kindergarten” genannten Datenkategorien zu beziehen. Der Betreiber muss die Stadt Graz ermachtigen,
die in der DVR-Meldung 005853/417 genannten Datenkategorien zu verarbeiten.

§ 6 Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt mit Beschluss des Gemeinderates vom 15.2.2024 in Kraft.

Flr die BUrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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https://egov.graz.gv.at/infotext/DVR_0051853_260_Kinderbetreuungseinrichtungen.pdf
https://www.graz.at/cms/dokumente/10319000_7765258/7a29f903/DVR%200051853_417%20-%20Tarifsystem%20für%20Kinderbildungs‐%20und%20betreuung.pdf

VERLAUTBARUNG

GZ.: A2/4-035741/2024/0002

Stadtwahlbehorde Graz

Herr Mag. Georg Erkinger legte sein Bezirksratsmandat im 13. Grazer Stadtbezirk Gosting
per 9. Februar 2024 zurick.

Eine Nachbesetzung des Mandats kann nicht erfolgen, da die Liste ,,Kommunistische Partei
Osterreichs - Elke Kahr erschépft ist.

Flr die BUrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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